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HANSESTADT LÜNEBURG
DER OBERBÜRGERMEISTER

Vorlage-Nr.
VO/6984/16

01 - Büro des Oberbürgermeisters
Frau Doll Datum: 

01.12.2016

Antrag  
Beschließendes Gremium:
Rat der Hansestadt Lüneburg

Antrag zur Entschädigungssatzung des Rates der Hansestadt Lüneburg für die 
Wahlperiode von 2016 - 2021 (Antrag der Gruppe Bündnis 90/Die Grünen/CDU/FDP 
vom 01.12.2016, eingegangen am 01.12.2016 um 09:45 Uhr)

Beratungsfolge:

Öffentl. Sitzungs- Gremium
Status datum

N 13.12.2016 Verwaltungsausschuss

Ö 15.12.2016 Rat der Hansestadt Lüneburg

Sachverhalt:

s. Antrag der Gruppe Bündnis 90/Die Grünen/CDU/FDP vom 01.12.2016, eingegangen am 
01.12.2016 um 09:45 Uhr.

Die Stellungnahme der Verwaltung wird nachgereicht.

Beschlussvorschlag:

Finanzielle Auswirkungen:

Kosten (in €)
a) für die Erarbeitung der Vorlage:                              25,00 €

aa)  Vorbereitende Kosten, z.B. Ausschreibungen, Ortstermine, etc.

b) für die Umsetzung der Maßnahmen:

c)  an Folgekosten:

d) Haushaltsrechtlich gesichert:

Ja
Nein
Teilhaushalt / Kostenstelle:  
Produkt / Kostenträger:
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Haushaltsjahr:

e)  mögliche Einnahmen:

Anlage/n:
Antrag der Gruppe Bündnis 90/Die Grünen/CDU/FDP vom 01.12.2016, eingegangen am 
01.12.2016 um 09:45 Uhr

Beratungsergebnis:

Sitzung
am

TOP Ein-
stimmig

Mit
Stimmen-Mehrheit

Ja / Nein / Enthaltun-
gen

lt. Be-
schluss-

vorschlag

abweichende(r) Empf 
/Beschluss

Unterschr. 
des Proto-

kollf.

1

2

3

4

Beteiligte Bereiche / Fachbereiche:
DEZERNAT I
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Alt Neu Bemerkungen Gruppe Grüne/ FDP/ CDU 
 Satzung der Hansestadt Lüneburg 
über die Entschädigung der Ratsfrau-
en und -herren, Ortsratsmitglieder und 
ehrenamtlich Tätigen vom 15.12.1994 
in der Fassung der elften Änderungs-
satzung vom 08.05.2014 
 

Aufgrund der §§ 10, 11, 44, 54, 58, 71 
und 90 ff. des Niedersächsischen Kom-
munalverfassungsgesetzes (NKomVG) in 
der Fassung vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. 
S. 576) - zuletzt geändert durch Artikel 4 
des Gesetzes vom 18.07.2012 (Nds. 
GVBl. S. 279) - hat der Rat der Hanse-
stadt Lüneburg in seiner Sitzung am 
02.06.2016 folgende Änderungssatzung 
erlassen:  

Satzung der Hansestadt Lüneburg über 
die Entschädigung der Ratsfrauen und 
-herren, Ortsratsmitglieder und ehren-
amtlich Tätigen vom 15.12.1994 in der 
Fassung der zwölften Änderungssat-
zung vom 15.12.2016 
 

Aufgrund der §§ 10, 11, 44, 54, 58, 71 und 
90 ff. des Niedersächsischen Kommunal-
verfassungsgesetzes (NKomVG) in der 
Fassung vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 
576) in der zurzeit geltenden Fassung 
hat der Rat der Hansestadt Lüneburg in 
seiner Sitzung am 15.12.2016 folgende 
12. Änderungssatzung erlassen:  
 

 Satzung der Hansestadt Lüneburg über 
die Entschädigung der Ratsfrauen und -
herren, Ortsratsmitglieder und ehren-
amtlich Tätigen vom 15.12.1994 in der 
Fassung der zwölften Änderungssat-
zung vom xx.xx.2016  
 

Aufgrund der §§ 10, 11, 44, 54, 58, 71 und 
90 ff. des Niedersächsischen Kommunal-
verfassungsgesetzes (NKomVG) in der 
Fassung vom 17.10.2010 (Nds. GVBl. S. 
576) in der zuletzt geltenden Fassung hat 
der Rat der Hansestadt Lüneburg in seiner 
Sitzung am 15.12.2016 folgende Ände-
rungssatzung erlassen:  
 

Alt Neu Bemerkungen Gruppe Grüne/ FDP/ CDU 
§ 1 Aufwandsentschädigung für Rats-
frauen und Ratsherren 
 

(1) Die Ratsfrauen und Ratsherren des 
Rates erhalten von dem Monat an, in 
dem ihre Eigenschaft als Ratsfrau o-
der Ratsherr beginnt, bis zum Ende 
des Monats, in dem sie erlischt, eine 
Aufwandsentschädigung und für jede 
Teilnahme an Rats- und Ausschuss-
sitzungen ein Sitzungsgeld. Der mo-
natliche Pauschalbetrag für die Auf-
wandsentschädigung wird auf 200,00 
€, das Sitzungsgeld auf 20,00 € je Sit-
zung festgesetzt.  
 
 
 
 
 
 

§ 1 Aufwandsentschädigung für Rats-
frauen und Ratsherren 
  

(1) Die Ratsfrauen und Ratsherren erhal-
ten von dem Monat an, in dem ihr 
Ratsmandat beginnt, bis zum Ende 
des Monats, in dem es erlischt, eine 
Aufwandsentschädigung und für jede 
Teilnahme an Rats- und Ausschusssit-
zungen ein Sitzungsgeld. Der monatli-
che Pauschalbetrag für die Aufwands-
entschädigung wird auf 220,00 €, das 
Sitzungsgeld auf 20,00 € je Sitzung 
festgesetzt.  
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Anhebung um 20,00 € 
(siehe Anhebung der 
Maximalbeträge für Auf-
wandsentschädigungen 
um 20,00 € in den Emp-
fehlungen der Entschädi-
gungskommission, S. 11) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 1 Aufwandsentschädigung für Rats-
frauen und Ratsherren  
 

(1) Die Ratsfrauen und Ratsherren des 
Rates erhalten von dem Monat an, in 
dem ihre Eigenschaft als Ratsfrau oder 
Ratsherr beginnt, bis zum Ende des 
Monats, in dem sie erlischt, eine Auf-
wandsentschädigung und für jede 
Teilnahme an Rats- und Ausschusssit-
zungen ein Sitzungsgeld. Der monatli-
che Pauschalbetrag für die Aufwands-
entschädigung wird auf 220,00 €, das 
Sitzungsgeld auf 20,00 € je Sitzung 
festgesetzt.  

 
(1a) Anspruch auf Sitzungsgeld haben 

Ratsfrauen und Ratsherren des Rates, 
die wenigstens die Hälfte der im Proto-
koll dokumentierten Sitzungsdauer 
anwesend sind.  
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(2) Für Fraktionssitzungen und Sitzungen 
von Gruppen von fraktionslosen 
Ratsmitgliedern wird Sitzungsgeld in 
Höhe des Abs. 1 gezahlt. Die Anzahl 
der abrechnungsfähigen Sitzungen 
nach Satz 1 wird je Fraktion oder 
Gruppe von fraktionslosen Ratsmit-
gliedern auf 40 pro Jahr begrenzt. Für 
Sitzungen der vom Rat gebildeten 
Kommissionen wird Sitzungsgeld nach 
Maßgabe dieser Satzung bis maximal 
zwei Sitzungen pro Monat gezahlt.  

 
 
 

(3) Neben den Entschädigungen gemäß 
Abs. 1 werden für besondere Funktio-
nen folgende monatliche Auf-
wandsentschädigungen gezahlt:  
 
1. Bürgermeisterin/Bürgermeister....... 

500,00 € 
 
2. Fraktionsvorsitzende  

bis 5 Mitglieder der Frakti-
on.................................... 200,00 €  
 bis 10 Mitglieder der Frakti-
on…………………..………300,00 €  
 bis 15 Mitglieder der Frakti-
on…………………………. 500,00 € 
 bis 20 Mitglieder der Frakti-
on…………………………..600,00 € 
 ab 21 Mitglieder der Frakti-
on.....................................700,00 €  

Werden 2 besondere Funktionen von 
einer Person wahrgenommen, so re-
duziert sich der Gesamtbetrag der 
addierten Aufwandsentschädigungen 
nach Nr. 1 und 2 um 20 %. 

(2) Für Sitzungen von Fraktionen oder 
Gruppen wird Sitzungsgeld in Höhe 
des Abs. 1 gezahlt. Die Anzahl der ab-
rechnungsfähigen Sitzungen nach Satz 
1 wird je Fraktion oder Gruppe auf 40 
pro Jahr begrenzt. Für Sitzungen der 
vom Rat (vorübergehend) eingerich-
teten, anderen Gremien kann Sit-
zungsgeld nach Maßgabe dieser Sat-
zung bis maximal zwei Sitzungen pro 
Monat gezahlt werden. Soll Sit-
zungsgeld für ein solches Gremium 
gezahlt werden, ist hierüber ein ge-
sonderter Beschluss zu fassen.  
 

(3) Neben den Entschädigungen gemäß 
Abs. 1 werden für besondere Funktio-
nen folgende monatliche Auf-
wandsentschädigungen gezahlt:  

 
1. Bürgermeisterin/ Bürgermeister  

400,00 €,  
 

2. Fraktionsvorsitzende oder Grup-
pensprecher/-innen erhalten ei-
nen Sockelbetrag in Höhe von 
140,00 €, sowie je Fraktions- o-
der Gruppenmitglied einen Be-
trag in Höhe von 30,00 €.  

 
 
 
 
 

Werden die besonderen Funktionen 
nach Nr. 1 und Nr. 2 von einer Per-
son wahrgenommen, so wird allein 
die höhere Aufwandsentschädi-
gung gewährt. 

 
 
 
 
 
 
 
Siehe Empfehlungen der 
Entschädigungskommis-
sion, S. 8  
(Beschlussfassung durch 
VA oder Rat) 
 
 
 
 
 
 
 
Keine Beschluss einer 
Reihenfolge der Bürger-
meisterinnen/ Bürger-
meister am 01.11.2016 
 
Regelung für Gruppen-
sprecher aus Absatz 4 
(Alt) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(2) Für Sitzungen von Fraktionen oder 
Gruppen fraktionsloser Ratsmitglieder 
wird Sitzungsgeld in Höhe des Abs. 1 
gezahlt. Die Anzahl der abrechnungs-
fähigen Sitzungen nach Satz 1 wird je 
Zusammenschluss auf 40 pro Jahr be-
grenzt. Für Sitzungen der vom Rat ge-
bildeten Kommissionen wird Sitzungs-
geld nach Maßgabe dieser Satzung bis 
maximal zwei Sitzungen pro Monat 
gezahlt.  

 
 
 
 

(3) Neben den Entschädigungen gemäß 
Abs. 1 werden für besondere Funktio-
nen folgende monatliche Aufwands-
entschädigungen gezahlt:  
1. Bürgermeisterin/Bürgermeister 
300,00 €  
2. Fraktionsvorsitzende/r 180,00 € 
zzgl. 12,50 € je Mitglied der Fraktion  
3. Beigeordnete 50,00 €  

 
 
 
 
 
 
 

Werden mehrere besondere Funktio-
nen von einer Person aus diesem Ab-
satz der Nr. 1 – 3 wahrgenommen, so 
wird lediglich die höhere zusätzliche 
Aufwandsentschädigung ausbezahlt. 
Die zusätzliche Entschädigung Beige-
ordneter bleibt neben anderen zusätz-
lichen Entschädigungen bestehen.  
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(4) Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 gilt entsprechend 

auch für die/den Sprecherin/Sprecher 
einer Gruppe bestehend aus einer 
Fraktion und einem oder mehreren 
fraktionslosen Ratsmitgliedern, hier 
erhöht sich die in Satz 1 Nr. 2 genann-
te Zahl der Mitglieder entsprechend 
um die Zahl der, der Gruppe angehö-
rigen, fraktionslosen Ratsmitglieder. 
Die/der Gruppenspreche-
rin/Gruppensprecher einer Gruppe von 
fraktionslosen Ratsmitgliedern erhält 
eine Aufwandsentschädigung gemäß 
Satz 1 Nr. 2 entsprechend der Anzahl 
der, der Gruppe angehörigen, Mitglie-
der.  

 
(5) Sind Ratsfrauen und Ratsherren zu-

gleich gewählte Ortsratsmitglieder, 
Ortsvorsteherinnen oder Ortsvorsteher 
oder deren Stellvertreterin-
nen/Stellvertreter, bleiben die sich da-
raus ergebenden Ansprüche auf Zah-
lung von Aufwandsentschädigung ne-
beneinander bestehen.  

 
(6) Für die ausschließliche Nutzung des 

Ratsinformationssystems erhalten die 
Ratsmitglieder als Entschädigung für 
die ihnen hierdurch entstehenden Kos-
ten einen jährlichen Pauschalbetrag 
von 100,00 €. Die Zahlung erfolgt je-
weils im Voraus im Januar eines Jah-
res.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) Sind Ratsfrauen und Ratsherren zu-

gleich gewählte Ortsratsmitglieder, 
Ortsvorsteherinnen oder Ortsvorsteher 
oder deren Stellvertreterinnen/ Stellver-
treter, bleiben die sich daraus erge-
benden Ansprüche auf Zahlung von 
Aufwandsentschädigung nebeneinan-
der bestehen.  

 
(5) Für die ausschließliche Nutzung des 

Ratsinformationssystems erhalten die 
Ratsmitglieder als Entschädigung für 
die ihnen hierdurch entstehenden Kos-
ten einen jährlichen Pauschalbetrag 
von 100,00 €. Die Zahlung erfolgt je-
weils im Voraus im Januar eines Jah-
res. Fällt in das Jahr eine Kommu-
nalwahl, erfolgt die Zahlung anteilig 
für die Monate der jeweiligen Wahl-
periode.   

 
Regelung für Gruppen in 
Absatz 3 aufgenommen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Klarstellende Ergänzung 

 
(4) Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 gilt entsprechend 

auch für die/den Sprecherin/Sprecher 
einer Gruppe bestehend aus einer 
Fraktion und einem oder mehreren 
fraktionslosen Ratsmitgliedern, hier er-
höht sich die in Satz 1 Nr. 3 genannte 
Zahl der Mitglieder entsprechend um 
die Zahl der, der Gruppe angehörigen, 
fraktionslosen Ratsmitglieder. Die/der 
Gruppensprecherin/Gruppensprecher 
einer Gruppe von fraktionslosen Rats-
mitgliedern erhält eine Aufwandsent-
schädigung gemäß Satz 1 Nr. 3 ent-
sprechend der Anzahl der der Gruppe 
angehörigen Mitglieder.  
 
 

(5) Sind Ratsfrauen und Ratsherren zu-
gleich gewählte Ortsratsmitglieder, 
Ortsvorsteherinnen oder Ortsvorste-
her, bleiben die sich daraus ergeben-
den Ansprüche auf Zahlung von Auf-
wandsentschädigung nebeneinander 
bestehen.  
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Alt Neu Bemerkungen Gruppe Grüne/ FDP/ CDU 
§ 2 Aufwandsentschädigung für Orts-
ratsmitglieder 
 

(1) Die Mitglieder der Ortsräte erhalten 
von dem Monat an, in dem ihre Eigen-
schaft als Ortsratsmitglied beginnt, bis 
zum Ende des Monats, in dem sie er-
lischt, eine monatliche Aufwandsent-
schädigung von 20,00 €. Ein weiterer 
Anspruch auf Ersatz von Fahrkosten 
besteht nicht. 

 
(2) Den Ortsbürgermeisterinnen/den 

Ortsbürgermeistern wird eine Auf-
wandentschädigungen in Höhe von 
monatlich 300,00 € gezahlt, der/dem 
jeweiligen Stellvertreterin/Stellvertreter 
50,00 €.  

 
 
 
(3) Das Sitzungsgeld für die Teilnahme an 

Ortsrats- und Fraktionssitzungen wird 
für maximal zwei Sitzungen pro Monat 
gemäß § 1 Abs. 1 und 2 gewährt. Die 
Ortsbürgermeisterinnen oder Ortsbür-
germeister erhalten für die nach der 
Geschäftsordnung vorgesehene Teil-
nahme an Rats- und Ausschusssit-
zungen ebenfalls Sitzungsgeld in ent-
sprechender Höhe.  

 
 
(4) Sollten im Ortsrat Fraktionen gebildet 

werden, erhalten die Fraktionsvorsit-
zenden im Ortsrat keine zusätzliche 
Aufwandsentschädigung. 

 

§ 2 Aufwandsentschädigung und Sit-
zungsgeld für Ortsratsmitglieder  
 

(1) Die Mitglieder der Ortsräte erhalten 
von dem Monat an, in dem ihr Orts-
ratsmandat beginnt, bis zum Ende 
des Monats, in dem es erlischt, eine 
monatliche Aufwandsentschädigung 
von 20,00 €. Ein weiterer Anspruch 
auf Ersatz von Fahrkosten besteht 
nicht. Satz 1 gilt gemäß § 91 Abs. 4 
Satz 2 NKomVG nicht für die bera-
tenden Ortsratsmitglieder. 
 

(2) Den Ortsbürgermeisterinnen/ den 
Ortsbürgermeistern, wird eine Auf-
wandentschädigungen in Höhe von 
monatlich 300,00 € gezahlt, der/ dem 
jeweiligen Stellvertreterin/ Stellvertreter 
50,00 €.  

 

(3) Das Sitzungsgeld für die Teilnahme 
der gewählten und beratenden Orts-
ratsmitglieder an Ortsrats- und Frakti-
onssitzungen wird für maximal zwei 
Sitzungen pro Monat gemäß § 1 Abs. 1 
und 2 gewährt. Die Ortsratsmitglieder 
erhalten für die nach der Geschäfts-
ordnung vorgesehene Teilnahme an 
Rats- und Ausschusssitzungen eben-
falls Sitzungsgeld in entsprechender 
Höhe.  
 

(4) Sollten im Ortsrat Fraktionen oder 
Gruppen gebildet werden, erhalten 
die Fraktionsvorsitzenden/ Gruppen-
sprecher im Ortsrat keine zusätzliche 
Aufwandsentschädigung. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Beteiligung des Orts-
rates in einer Sitzung des 
Rates oder eines Aus-
schusses wird in der 
Sitzungsgeldabrechnung 
als eigenständige Sitzung 
des Ortsrates mit Sit-
zungsgeld abgerechnet; 
eine Sitzungsteilnahme 
lediglich der Ortsbürger-
meisterin/ des Ortsbür-
germeisters ist daher nur 
in ihrer/ seiner „Hilfsfunk-
tion“ für die Verwaltung 
denkbar, wofür kein ge-
sondertes Sitzungsgeld 
gewährt wird (vgl. Bür-
germeister/-in und S. 13 
der Empfehlungen der 
Entschädigungssatzung) 

§ 2 Aufwandsentschädigung für Orts-
ratsmitglieder  
 

(1) Die gewählten Mitglieder der Ortsräte 
erhalten von dem Monat an, in dem ih-
re Eigenschaft als Ortsratsmitglied be-
ginnt, bis zum Ende des Monats, in 
dem sie erlischt, eine monatliche Auf-
wandsentschädigung von 20,00 €. Ein 
weiterer Anspruch auf Ersatz von 
Fahrkosten besteht nicht.  
 

(2) Den Ortsbürgermeisterinnen/den Orts-
bürgermeistern wird eine Aufwands-
entschädigung in Höhe von monatlich 
300,00 € gezahlt.  

 

 

 

 

 

(3) Das Sitzungsgeld für die Teilnahme an 
Ortsrats- und Fraktionssitzungen wird 
für maximal zwei Sitzungen pro Monat 
gemäß § 1 Abs. 1 und 2 gewährt. Die 
Ortsbürgermeisterinnen oder Ortsbür-
germeister erhalten für die nach der 
Geschäftsordnung vorgesehene Teil-
nahme an Rats- und Ausschusssitzun-
gen ebenfalls Sitzungsgeld in entspre-
chender Höhe.  

 

 

(4) Sollten im Ortsrat Fraktionen gebildet 
werden, erhalten die Fraktionsvorsit-
zenden im Ortsrat keine zusätzliche 
Aufwandsentschädigung.  
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Alt Neu Bemerkungen Gruppe Grüne/ FDP/ CDU 
§ 3 Aufwandsentschädigung für Orts-
vorsteherinnen oder Ortsvorsteher  
 

Ortsvorsteherinnen oder Ortsvorsteher 
erhalten eine monatliche Aufwandsent-
schädigung von 300,00 €. Daneben be-
steht kein weiterer Anspruch auf Ersatz 
von Auslagen, Verdienstausfall und Fahr-
kosten.  

§ 3 Aufwandsentschädigung für Orts-
vorsteherinnen oder Ortsvorsteher  
 

Ortsvorsteherinnen/ Ortsvorsteher erhal-
ten eine monatliche Aufwandsentschädi-
gung von 300,00 €. Daneben besteht kein 
weiterer Anspruch auf Ersatz von Ausla-
gen, Verdienstausfall und Fahrkosten.  

 
 
 
 
 
 
 
 

§ 3 Aufwandsentschädigung für Orts-
vorsteherinnen oder Ortsvorsteher  
 

Ortsvorsteherinnen oder Ortsvorsteher 
erhalten eine monatliche Aufwandsent-
schädigung von 300,00 €. Daneben be-
steht kein weiterer Anspruch auf Ersatz 
von Auslagen, Verdienstausfall und Fahr-
kosten.  
 

Alt Neu Bemerkungen Gruppe Grüne/ FDP/ CDU 
§ 4 Aufwandsentschädigung für nicht 
dem Rat angehörende Ausschussmit-
glieder  
 

Die nicht dem Rat angehörenden stimm-
berechtigten und nichtstimmberechtigten 
Mitglieder von Ausschüssen, des Integra-
tionsbeirates und der vom Rat gebildeten 
Kommissionen erhalten zur Abgeltung 
ihrer Aufwendungen einschließlich der 
Fahrkosten eine Entschädigung von 
26,00 € je Sitzung. Daneben besteht kein 
weiterer Anspruch auf Ersatz von Ausla-
gen.  

§ 4 Aufwandsentschädigung für nicht 
dem Rat angehörende Ausschussmit-
glieder  
 

Die nicht dem Rat angehörenden, stimm-
berechtigten und nichtstimmberechtigten 
Mitglieder von Ausschüssen, des ge-
meinsamen Integrationsbeirates und der 
vom Rat gebildeten, anderen Gremien 
(zu beachten hierbei § 1 Abs. 2 Satz 3 
und 4) erhalten zur Abgeltung ihrer Auf-
wendungen einschließlich der Fahrkosten 
eine Entschädigung von 26,00 € je Sit-
zung. Daneben besteht kein weiterer An-
spruch auf Ersatz von Auslagen. 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  
 
 
 
Gemeinsamer Integrati-
onsbeirat von Hansestadt 
und Landkreis Lüneburg 
 
Anpassung an den Wort-
laut der Empfehlungen 
der Entschädigungs-
kommission, S. 8 

§ 4 Aufwandsentschädigung für nicht 
dem Rat angehörende Ausschussmit-
glieder  
 

Die nicht dem Rat angehörenden stimmbe-
rechtigten und nichtstimmberechtigten 
Mitglieder von Ausschüssen, des Integrati-
onsbeirates und der vom Rat gebildeten 
Kommissionen erhalten zur Abgeltung ihrer 
Aufwendungen einschließlich der Fahrkos-
ten eine Entschädigung von 26,00 € je 
Sitzung. Daneben besteht kein weiterer 
Anspruch auf Ersatz von Auslagen.  
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Alt Neu Bemerkungen Gruppe Grüne/ FDP/ CDU 
§ 5 Verdienstausfall  
 

(1) Die Ratsfrauen und Ratsherren sowie 
die Mitglieder der Ortsräte und der 
Ausschüsse werden auf schriftlichen 
Antrag für ihren Verdienstausfall ent-
schädigt, soweit eine Einkommens-
minderung durch die Wahrnehmung 
des Mandats im Einzelfall nachgewie-
sen wird. Die Entschädigung wird auf 
einen Höchstbetrag von 18,00 € je 
Stunde und für längstens acht Stun-
den je Tag begrenzt (einschließlich 
Wegezeit).  

 
(2) Der Ersatz von Aufwendungen für eine 

Kinderbetreuung sowie der Ersatz für 
eine Pauschalentschädigung bei aus-
schließlicher Haushaltsführung wird 
gemäß Abs. 1 gewährt.  
 
 
 
 
 

(3) Für Tätigkeiten in Ausübung des Man-
dats besteht kein Anspruch auf Ersatz 
von Verdienstausfall außerhalb eines 
Zeitraums von 7 bis 19 Uhr (ein-
schließlich Wegezeit) und samstags 
von 7 bis 13 Uhr (einschließlich Wege-
zeit), es sei denn, die Anspruchstel-
lenden sind im Schicht- oder im ver-
gleichbaren Dienst tätig.  

§ 5 Verdienstausfall, Kinderbetreuung  
 

(1) Die Ratsfrauen und Ratsherren sowie 
die Mitglieder der Ortsräte werden auf 
schriftlichen Antrag für ihren Ver-
dienstausfall entschädigt, soweit eine 
Einkommensminderung durch die 
Wahrnehmung des Mandats im Einzel-
fall nachgewiesen wird. Die Entschädi-
gung wird auf einen Höchstbetrag von 
18,00 25,00 € je Stunde und für längs-
tens acht Stunden je Tag begrenzt 
(einschließlich Wegezeit).  

 
 
(2) Der Ersatz von Aufwendungen für eine 

Kinderbetreuung sowie der Ersatz für 
eine Pauschalentschädigung bei aus-
schließlicher Haushaltsführung wird 
gemäß Abs. 1 gewährt.  
 
 
 
 
 

(3) Für Tätigkeiten in Ausübung des Man-
dats besteht kein Anspruch auf Ersatz 
von Verdienstausfall außerhalb eines 
Zeitraums von 7 bis 19 Uhr (einschließ-
lich Wegezeit) und samstags von 7 bis 
13 Uhr (einschließlich Wegezeit), es 
sei denn, die Anspruchstellenden sind 
im Schicht- oder im vergleichbaren 
Dienst tätig.  

 
 
 
 

 
 
 
 

§ 5 Verdienstausfall 
  

(1) Die Ratsfrauen und Ratsherren sowie 
die Mitglieder der Ortsräte und der 
Ausschüsse werden auf schriftlichen 
Antrag für ihren Verdienstausfall ent-
schädigt, soweit eine Einkommens-
minderung durch die Wahrnehmung 
des Mandats im Einzelfall nachgewie-
sen wird. Die Entschädigung wird auf 
einen Höchstbetrag von 20,00 € je 
Stunde und für längstens acht Stunden 
je Tag begrenzt (einschließlich Wege-
zeit).  
 

(2) Der Ersatz von Aufwendungen für eine 
Kinderbetreuung sowie der Ersatz für 
eine Pauschalentschädigung bei aus-
schließlicher Haushaltsführung wird 
gemäß Abs. 1 gewährt für alle Ratstä-
tigkeiten. Dies sind insbesondere Sit-
zungen von Ortsräten, Ausschüssen, 
Kommissionen und Fraktionssitzungen 
gemäß § 1 Abs (2).  

 

(3) Für Tätigkeiten in Ausübung des Man-
dats besteht kein Anspruch auf Ersatz 
von Verdienstausfall außerhalb eines 
Zeitraums von 7 bis 19 Uhr (ein-
schließlich Wegezeit) und samstags 
von 7 bis 13 Uhr (einschließlich Wege-
zeit), es sei denn, die Anspruchstel-
lenden sind im Schicht- oder im ver-
gleichbaren Dienst tätig.  
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Alt Neu Bemerkungen Gruppe Grüne/ FDP/ CDU 
§ 6 Fahrt-/Flug- und Reisekosten  
 

(1) Die Ratsfrauen und Ratsherren erhal-
ten eine monatliche Fahrtkostenpau-
schale in Höhe von 28,00 € für in Aus-
übung des Mandats innerhalb des 
Stadtgebietes durchgeführte Fahrten.  
 

(2) Bei Dienstreisen, die von Ratsfrauen, 
Ratsherren, Ortsrats-, Ausschussmit-
gliedern, die nicht dem Rat angehö-
ren, sowie von Ortsvorsteherinnen o-
der Ortsvorstehern auf Beschluss des 
Rates oder mit Genehmigung des Ver-
waltungsausschusses ausgeführt wer-
den, besteht Anspruch auf Zahlung ei-
ner Reisekostenentschädigung nach 
den Bestimmungen des Bundesreise-
kostengesetzes in der jeweils gelten-
den Fassung, hiervon ausgenommen 
ist die Zahlung eines Tagegeldes. 
Fahr-/Flugkosten werden nur bis zur 
Höhe der niedrigsten Beförderungs-
klasse erstattet. Nachgewiesene 
Übernachtungskosten, die das Über-
nachtungsgeld nach dem Bundesrei-
sekostengesetz überschreiten, werden 
nur dann erstattet, wenn der Nachweis 
erbracht wird, dass sie unvermeidbar 
gewesen sind.  

 
 
 
 
 
 
 
 

§ 6 Fahrt-/ Flug- und Reisekosten  
 

(1) Die Ratsfrauen und Ratsherren erhal-
ten eine monatliche Fahrtkostenpau-
schale in Höhe von 40 € für die in 
Ausübung des Mandats innerhalb des 
Stadtgebietes durchgeführte Fahrten.  
 

(2) Bei Dienstreisen, die von Ratsfrauen, 
Ratsherren, Ortsrats-, Ausschussmit-
gliedern, die nicht dem Rat angehören 
sowie von Ortsvorsteherinnen/ Orts-
vorstehern auf Beschluss des Rates 
oder mit Genehmigung des Ver-
waltungsausschusses ausgeführt wer-
den, besteht Anspruch auf Zahlung ei-
ner Reisekostenentschädigung nach 
den Bestimmungen des Bundesreise-
kostengesetzes in der jeweils gelten-
den Fassung, hiervon ausgenommen 
ist die Zahlung eines Tagegeldes. 
Fahr-/ Flugkosten werden nur bis zur 
Höhe der niedrigsten Beförderungs-
klasse erstattet. Nachgewiesene Über-
nachtungskosten, die das Übernach-
tungsgeld nach dem Bundesreisekos-
tengesetz überschreiten, werden nur 
dann erstattet, wenn der Nachweis er-
bracht wird, dass sie unvermeidbar 
gewesen sind.  

 

 
 
HVV-Montagskarte für 
eine Zone außerhalb des 
Großbereiches (40,80 €) 

§ 6 Fahrt-/Flug- und Reisekosten  
 

(1) Die Ratsfrauen und Ratsherren erhal-
ten eine monatliche Fahrtkostenpau-
schale in Höhe von 40,00 € für in Aus-
übung des Mandats innerhalb des 
Stadtgebietes durchgeführte Fahrten.  
 

(2) Bei Dienstreisen, die von Ratsfrauen, 
Ratsherren, Ortsrats-, Ausschussmit-
gliedern, die nicht dem Rat angehören, 
sowie von Ortsvorsteherinnen oder 
Ortsvorstehern auf Beschluss des Ra-
tes oder mit Genehmigung des Verwal-
tungsausschusses ausgeführt werden, 
besteht Anspruch auf Zahlung einer 
Reisekostenentschädigung nach den 
Bestimmungen des Bundesreisekos-
tengesetzes in der jeweils geltenden 
Fassung, hiervon ausgenommen ist 
die Zahlung eines Tagegeldes. Fahr-
/Flugkosten werden nur bis zur Höhe 
der niedrigsten Beförderungsklasse 
erstattet. Nachgewiesene Übernach-
tungskosten, die das Übernachtungs-
geld nach dem Bundesreisekostenge-
setz überschreiten, werden nur dann 
erstattet, wenn der Nachweis erbracht 
wird, dass sie unvermeidbar gewesen 
sind.  
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Alt Neu Bemerkungen Gruppe Grüne/ FDP/ CDU 
§ 7 Aufwandsentschädigung für 
die/den Ausländerbeauftragte/n  
 

Die oder der Ausländerbeauftragte der 
Hansestadt Lüneburg erhält eine monatli-
che Aufwandsentschädigung von 150,00 
€. Für die Teilnahme an Sitzungen wird 
ein zusätzliches Sitzungsgeld nicht ge-
zahlt. Dies gilt nicht für Sitzungen des 
gemeinsamen Integrationsbeirates.  
 

  
 
 
 

 
Die Aufgaben werden 
durch den gemeinsamen 
Integrationsbeirat für 
Hansestadt und Land-
kreis Lüneburg wahrge-
nommen. 

§ 7 Aufwandsentschädigung für die/den 
Ausländerbeauftragte/n 
 

Die oder der Ausländerbeauftragte der 
Hansestadt Lüneburg erhält eine monatli-
che Aufwandsentschädigung von 150,00 €. 
Für die Teilnahme an Sitzungen wird ein 
zusätzliches Sitzungsgeld nicht gezahlt. 
Dies gilt nicht für Sitzungen des gemein-
samen Integrationsbeirates. 
 

Alt Neu Bemerkungen Gruppe Grüne/ FDP/ CDU 
§ 8 Aufwandsentschädigung für 
die/den Plattdeutschbeauftragte/n  
 

Die oder der Plattdeutschbeauftragte der 
Hansestadt Lüneburg erhält eine monatli-
che Aufwandsentschädigung von 50,00 €.  

§ 7 Aufwandsentschädigung für die/ 
den Plattdeutschbeauftragte/n  
 

Die oder der Plattdeutschbeauftragte der 
Hansestadt Lüneburg erhält eine monatli-
che Aufwandsentschädigung von 50,00 €.  
 

 
unverändert 

§ 7 Aufwandsentschädigung für die/den 
Plattdeutschbeauftragte/n 
  
Die oder der Plattdeutschbeauftragte der 
Hansestadt Lüneburg erhält eine monatli-
che Aufwandsentschädigung von 50,00 €.  
 

Alt Neu Bemerkungen Gruppe Grüne/ FDP/ CDU 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 8 Aufwandsentschädigung für 
Schiedspersonen 
 

Die Schiedspersonen für den Bezirk I 
und den Bezirk II erhalten jeweils eine 
monatliche Aufwandsentschädigung in 
Höhe von 50,00 €.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Laut Beschluss des Ra-
tes vom 02.06.2016: 
Ergänzung der Entschä-
digungssatzung um eine 
Regelung der Aufwands-
entschädigung für 
Schiedspersonen 

 
- Keine Regelung - 
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Alt Neu Bemerkungen Gruppe Grüne/ FDP/ CDU 
§ 9 Ruhen von Entschädigungsan-
sprüchen  
 

(1) Der Anspruch von Ratsfrauen, Rats-
herren oder Ortsratsmitgliedern auf 
Entschädigung entfällt für die Zeit, in 
der die Mitgliedschaft nach § 53 
NKomVG ruht.  
 

(2) Sind Ratsfrauen, Ratsherren (§ 1 die-
ser Satzung), Ortsratsmitglieder (§ 2), 
die Ortsvorsteherinnen/Ortsvorsteher 
(§ 4), die/der Ausländerbeauftragte (§ 
7), die/der Plattdeutschbeauftragte (§ 
8) länger als drei Monate an der Aus-
übung der Mandatstätigkeit verhindert, 
ruht die Aufwandsentschädigung für 
die darüber hinausgehende Zeit.  

§ 9 Ruhen von Entschädigungsansprü-
chen  
 

(1) Der Anspruch von Ratsfrauen, Rats-
herren oder Ortsratsmitgliedern auf 
Entschädigung entfällt für die Zeit, in 
der die Mitgliedschaft nach § 53 
NKomVG ruht.  
 

(2) Sind Ratsfrauen, Ratsherren (§ 1 die-
ser Satzung), Ortsratsmitglieder (§ 2), 
die Ortsvorsteherinnen/ Ortsvorsteher 
(§ 4) oder die/ der Plattdeutschbeauf-
tragte (§ 8) länger als drei Monate an 
der Ausübung der Mandatstätigkeit 
durch wichtigen Grund verhindert, 
ruht die Aufwandsentschädigung für 
die darüber hinausgehende Zeit. 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ausländerbeauftragte/r 
entfällt (siehe § 7 (alt)) 
 
 

§ 8 Ruhen von Entschädigungsansprü-
chen  
 

(1) Der Anspruch von Ratsfrauen, Rats-
herren oder Ortsratsmitgliedern auf 
Entschädigung entfällt für die Zeit, in 
der die Mitgliedschaft nach § 53 
NKomVG ruht. 
 

(2) Sind Ratsfrauen, Ratsherren (§ 1 die-
ser Satzung), Ortsratsmitglieder (§ 2), 
die Ortsvorsteherinnen/Ortsvorsteher 
(§ 4), die/der Plattdeutschbeauftragte 
(§ 7) länger als drei Monate an der 
Ausübung der Mandatstätigkeit verhin-
dert, ruht die Aufwandsentschädigung 
für die darüber hinausgehende Zeit.  

 

Alt Neu Bemerkungen Gruppe Grüne/ FDP/ CDU 
 § 10 Einstellung der Zahlung von Auf-

wandsentschädigungen 
 

Die Zahlung von Aufwandsentschädi-
gungen für Ratsfrauen, Ratsherren (§ 
1) und Ortsratsmitglieder (§ 2) kann 
eingestellt werden, wenn die Mandats-
trägerin/ der Mandatsträger länger als 
drei Monate unentschuldigt an Sitzun-
gen des Rates, des Ortsrates oder von 
Ausschüssen nicht teilnimmt.  
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Neuer Paragraph; 
Schließen einer Rege-
lungslücke, wenn der 
Tatbestand nach § 9 
nicht vorliegt, aber den-
noch keine Teilnahme 
erfolgt 
 
 
 
 
 
 
 

 
- Keine Regelung - 
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Alt Neu Bemerkungen Gruppe Grüne/ FDP/ CDU 
§ 10 Fraktionskostenzuschüsse 
  
 

(1) Den Fraktionen werden Zuwendungen 
zu den sachlichen und personellen 
Aufwendungen für die Geschäfts-
führung einschließlich ihrer Öffentlich-
keitsarbeit in Angelegenheiten der 
Hansestadt Lüneburg (§ 57 Abs. 3 
NKomVG) gewährt. 
  

 
 
(2) Die Zuwendungen betragen monatlich 

210,00 € je Fraktion sowie zusätzlich 
42,50 € je Ratsmitglied in der Fraktion.  

 
 
 
 
(3) Zu Beginn einer neuen Wahlperiode 

erhält jede Fraktion einen einmaligen 
Zuschuss in Höhe von 1.000,00 € für 
die Bürogrundausstattung.  
 

(4) Über die Verwendung der Zuwendung 
ist ein Nachweis in einfacher Form zu 
führen, der jeweils bis zum 31. März 
des auf das Haushaltsjahr folgenden 
Jahres dem Oberbürgermeister zuzu-
leiten ist.  

 
 
 
 
 
 
 

§ 11 Fraktions-/ Gruppenkostenzu-
schüsse  
 

(1) Den Fraktionen werden Zuwendungen 
zu den sachlichen und personellen 
Aufwendungen für die Geschäfts-
führung einschließlich ihrer Öffentlich-
keitsarbeit in Angelegenheiten der 
Hansestadt Lüneburg (§ 57 Abs. 3 
NKomVG) gewährt. Dies gilt ebenso 
für Gruppen, an denen keine Frakti-
on/-en beteiligt sind. 
 

(2) Die Zuwendungen betragen monatlich 
250 € je Fraktion oder Gruppe im 
Sinne des Abs. 1 Satz 2 sowie zu-
sätzlich 42,50 € je Ratsfrau/ Ratsherr 
in der Fraktion oder Gruppe im Sinne 
des Abs. 1 Satz 2.  

 
(3) Über die Verwendung der Zuwendung 

nach Abs. 2 ist ein Nachweis in einfa-
cher Form zu führen. Als Belegzeit-
raum gilt regelmäßig das Haus-
haltsjahr. Ein von Satz 2 abwei-
chender Belegzeitraum liegt in den 
Jahren der Kommunalwahl oder bei 
Auflösung von Fraktionen oder 
Gruppen vor. Über die Verwendung 
der Zuwendung ist ein Nachweis 
mit Belegen zu führen, der inner-
halb von 3 Monaten nach Ende des 
Belegzeitraumes der Ober-
bürgermeisterin/ dem Oberbürger-
meister zuzuleiten ist. Liegt der 
Verwendungsnachweis nicht bis 
zum Ablauf des 5. Monats nach Fäl-
ligkeit vor, ist die Verwaltung zur 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anhebung des Betrages 
 
 
 
 
 
Tausch von Absatz 3 und 
4 (Alt) 
 
Rechtliche Klarstellung 
erforderlich: die rechtli-
che Existenz von Frakti-
onen und Gruppen endet 
spätestens mit Ablauf der 
Wahlperiode, eine 
Rechtsnachfolge findet 
nicht statt (Blum in Blum/ 
Häusler/ Meyer, § 57, 
Rdnr. 10); der Belegzeit-
raum im Wahljahr endet 
daher mit der Wahlperio-
de, nicht mit dem Ende 
des Haushaltsjahres  
[Ergänzende Passage 
entspricht § 3 Absatz 8 

§ 9 Fraktionskostenzuschüsse  
 
 

(1) Den Fraktionen werden Zuwendungen 
zu den sachlichen und personellen 
Aufwendungen für die Geschäftsfüh-
rung einschließlich ihrer Öffentlich-
keitsarbeit in Angelegenheiten der 
Hansestadt Lüneburg (§ 57 Abs. 3 
NKomVG) gewährt.  
 
 
 

(2) Die Zuwendungen betragen monatlich 
für sachliche Aufwendungen 50,00 € je 
Fraktion sowie zusätzlich 32,50 € je 
Ratsmitglied in der Fraktion. Für per-
sonelle Aufwendungen 450,00 € zzgl. 
SV-AG-Anteil, Umlage und pauschale 
Steuern  

 

(3) unverändert  
 

 

 

(4) unverändert 
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(5) Nach § 3 Abs. 4 Satz 2 der Ge-

schäftsordnung der Hansestadt Lüne-
burg vom 03.11.2011 sind Gruppen 
fraktionsloser Ratsmitglieder hinsicht-
lich ihrer kommunalverfassungsrecht-
lichen Rechte den Fraktionen gleich-
gestellt, für diese Gruppen gelten da-
her die Abs. 1 bis 4 entsprechend.  

 
 

Einbehaltung der Zuwendungen, 
beginnend ab dem auf das Fristen-
de folgenden Monat bis zu dem 
Monat der Vorlage der Belege, be-
rechtigt.  

 
(4) Zu Beginn einer neuen Wahlperiode 

erhält jede Fraktion oder Gruppe im 
Sinne des Abs. 1 Satz 2 einen einma-
ligen Zuschuss in Höhe von 1.000,00 € 
für die Bürogrundausstattung. Die 
Auszahlung erfolgt auf Abforderung 
innerhalb der ersten 4 Monate der 
Wahlperiode. Die ordnungsgemäße 
Verwendung ist spätestens 6 Mona-
te nach der Auszahlung mittels ei-
nes Verwendungsnachweises und 
entsprechender Belege nachzuwei-
sen.  

 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

und 9 der aktuellen GO; 
Regelung in der Ent-
schädigungssatzung 
aufgrund thematischer 
Zugehörigkeit] 
 
Tausch von Absatz 3 und 
4 (Alt) 
 
 
Regelung erforderlich 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Regelung zu Gruppen 
bereits in Absatz 1 (Neu) 
enthalten; Absatz 5 (alt) 
entfällt 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

(5) Nach § 3 Abs. 4 Satz 2 der Geschäfts-
ordnung der Hansestadt Lüneburg 
vom 03.11.2011 (muß geändert wer-
den) sind Gruppen fraktionsloser 
Ratsmitglieder hinsichtlich ihrer kom-
munalverfassungsrechtlichen Rechte 
den Fraktionen gleichgestellt, für diese 
Gruppen gelten daher die Abs. 1 bis 4 
entsprechend.  
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Alt Neu Bemerkungen Gruppe Grüne/ FDP/ CDU 
 § 12 Zuschüsse für die Ortschaften 

 

(1) Die Ortschaften erhalten Zuschüs-
se in Höhe von 0,70 € pro Einwoh-
ner der Ortschaft. Die Zuschüsse 
sind für die Unterstützung von Ak-
tivitäten in der Ortschaft zu ver-
wenden. Die jährliche Berechnung 
erfolgt auf Grundlage der gemelde-
ten Einwohner/ -innen der Ortschaft 
mit Stichtag des 31.12. des Vorjah-
res für jeweils ein volles Kalender-
jahr, mit Ausnahme der Wahljahre. 
Über die Verwendung der Zuschüs-
se entscheidet die/ der jeweilige 
Ortsbürgermeisterin/ Ortsbürger-
meister bzw. Ortsvorsteherin/ Orts-
vorsteher. 
 

 
(2) Die ordnungsgemäße Verwendung 

ist mittels Belegen nachzuweisen. 
Als Belegzeitraum gilt regelmäßig 
das Haushaltsjahr. Ein von Satz 2 
abweichender Belegzeitraum liegt 
in dem Jahr der Kommunalwahl 
vor. Der Nachweis mit Belegen ist 
von der/ dem Ortsbürgermeister/-in 
bzw. von der/ dem Ortsvorsteher/-in  
innerhalb von 3 Monaten nach En-
de des Belegzeitraumes der Ober-
bürgermeisterin/ dem Oberbürger-
meister zuzuleiten.  
 
 
 
 
 

 
 

Bisher wurden die Zu-
schüsse vom Rat be-
schlossen. Der letzte 
Beschluss ist aus dem 
Jahre 2011 und sieht 
eine Bezuschussung von 
0,50 € pro Einwohner/ -in 
vor. Um den inflationären 
Nachteil auszugleichen, 
wird der Zuschuss auf 
0,70 € angehoben.  
Da der Rat über diese 
Satzung beschließt, ist 
ein separater Beschluss 
über die Bezuschussung 
der Ortschaften entbehr-
lich. 
 
Regelung hinsichtlich der 
Verwendungsnachweise 
und Festlegung des Be-
legzeitraumes erforder-
lich  

§ 10 Zuschüsse an die Ortschaften  
 

Die Ortsbürgermeister erhalten für die Ar-
beit in den Ortschaften einen Zuschuss von 
je 0,75 Cent pro Einwohner.  
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Alt Neu Bemerkungen Gruppe Grüne/ FDP/ CDU 
§ 11 Inkrafttreten  

Die 11. Änderungssatzung tritt rückwir-
kend zum 01.01.2014 in Kraft.  
 
Lüneburg, den 08.05.2014 
 
Hansestadt Lüneburg  
Mädge  
 
Oberbürgermeister  
 
 

§ 13 Inkrafttreten  

Die 12. Änderungssatzung tritt zum 
01.01.2017 in Kraft.  
 
Lüneburg, den 15.12.2016  
 
Hansestadt Lüneburg  
Mädge  
 
Oberbürgermeister  
 
Veröffentlicht am 29.12.2016 im Amtsblatt 
für den Landkreis Lüneburg Nr. _______ 
 

 §11 Inkrafttreten  
Die 12. Änderungssatzung tritt rückwirkend 
zum 01.11.2016 in Kraft.  
 
Lüneburg, den TT.MM.2016  
 
Hansestadt Lüneburg  
Mädge  
 
Oberbürgermeister  
 
Veröffentlicht am TT.MM.JJJJ im Amtsblatt 
für den Landkreis Lüneburg 
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